
 

  

S 8 AS 2417/05 ER

Sozialgerichtsbarkeit Bundesrepublik Deutschland

Land Baden-Württemberg
Sozialgericht Landessozialgericht Baden-Württemberg
Sachgebiet Grundsicherung für Arbeitsuchende
Abteilung 8
Kategorie Beschluss
Bemerkung -
Rechtskraft -
Deskriptoren -
Leitsätze 1. Zur Bestimmung der Angemessenheit

von Mietaufwendungen für eine Wohnung
nach § 22 SGB II sind die vom
Bundesverwaltungsgericht (BVerwGE 97,
110, 112,; 101, 194, 197f) zum
Bundessozialhilferecht entwickelten
Grundsätze heranzuziehen. In welcher
genauen Höhe Aufwendungen für eine
Unterkunft nach den Umständen des
Einzelfalles, insbesondere der
Mietpreissituation auf dem für die
Angemessenheitsprüfung maßgeblichen
regionalen Wohnungsmarkt, angemessen
sind, bemisst sich anhand einer
einzelfallbezogenen Bewertung der für
den jeweiligen örtlichen Wohnungsmarkt
zur Verfügung stehenden Informationen
(BVerwG Urteil vom 28.04.2005 NVwZ
2005, 1197).
2. Die angemessene Höhe der
Unterkunftskosten ist das Produkt aus der
für den Leistungsempfänger abstrakt
angemessenen Wohnungsgröße und dem
nach den örtlichen Verhältnissen
angemessenen Mietzins pro
Quadratmeter (vgl LSG für das Land
Nordrhein-Westfalen Beschluss vom
24.08.2005- – L 19 B 28/05 AS ER). Dabei
ist in Baden-Württemberg in Anlehnung
an das Wohnungsbindungsrecht für
Alleinstehende eine Wohnfläche von 45
qm als angemessen anzusehen
(Verwaltungsvorschrift des
Wirtschaftsministeriums zur Sicherung
von Bindungen
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in der sozialen Wohnraumförderung –
VwV-SozWo vom 12.02.2002
idF der VwV vom 22.01.2004 ).
3. Der Leistungsträger muss kein
konkretes Wohnungsangebot nachweisen,
wenn
der Hilfebedürftige ersichtlich nichts
unternimmt, um eine kostengünstigere
Wohnung zu finden.
4. Die vorläufige Leistungsgewährung im
einstweiligen Rechtsschutzverfahren
kann befristet werden.

Normenkette SGG § 86b
SGB II § 22

1. Instanz

Aktenzeichen S 8 AS 2417/05 ER
Datum 05.10.2005

2. Instanz

Aktenzeichen L 8 AS 4296/05 ER-B
Datum 25.01.2006

3. Instanz

Datum -

Auf die Beschwerde des Antragstellers wird der Beschluss des Sozialgerichts
Heilbronn vom 05. Oktober 2005 abgeÃ¤ndert. Die Antragsgegnerin wird im Wege
der einstweiligen Anordnung verpflichtet, dem Antragsteller ab 01. Juli 2005 â��
unter Anrechnung der bereits erfolgten Zahlungen â�� Leistungen fÃ¼r Unterkunft
und Heizung in HÃ¶he von monatlich 401,18 EUR zu gewÃ¤hren Die einstweilige
Anordnung wird â�� unter dem Vorbehalt des Weiterbestehens der
HilfebedÃ¼rftigkeit â�� zeitlich begrenzt bis lÃ¤ngstens 30. April 2006.
Im Ã�brigen wird die Beschwerde des Antragstellers zurÃ¼ckgewiesen. Die

Antragsgegnerin trÃ¤gt die HÃ¤lfte der auÃ�ergerichtlichen Kosten des
Antragstellers im Antrags- und Beschwerdeverfahren.

GrÃ¼nde:

I.

Der Antragsteller begehrt die Ã�bernahme hÃ¶herer Kosten fÃ¼r Unterkunft und
Heizung.

Der am â�¦ geborene und noch verheiratete Antragsteller bewohnt seit Juli 1998
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eine in H. gelegene Drei-Zimmer-Wohnung mit einer GrÃ¶Ã�e von 76 m2, fÃ¼r die
er eine Kaltmiete von monatlich 450,00 EUR entrichtet. Den Mietvertrag fÃ¼r diese
Wohnung haben sowohl er als auch seine Ehefrau unterschrieben. Seit 01.03.2004
bewohnt er die Wohnung alleine, da er ab diesem Zeitpunkt von seiner Ehefrau
dauernd getrennt lebt. Der Antragsteller ist seit lÃ¤ngerem arbeitslos. Er bezog bis
09.03.2000 Arbeitslosengeld und bis zum 31.12.2004 Arbeitslosenhilfe.

Am 17.09.2004 beantragte er bei der Antragsgegnerin Leistungen zur Sicherung
des Lebensunterhalts nach dem Sozialgesetzbuch Zweites Buch â��
Grundsicherung fÃ¼r Arbeitsuchende â�� (SGB II). Mit Bescheid vom 07.12.2004
bewilligte die Antragsgegnerin dem Antragsteller Leistungen zur Sicherung des
Lebensunterhalts fÃ¼r die Zeit vom 01.01.2005 bis 31.03.2005 in HÃ¶he von
monatlich 899,29 EUR. Hierbei wurden fÃ¼r die Kosten der Unterkunft und Heizung
monatlich 554,29 EUR berÃ¼cksichtigt. Der Bescheid enthielt folgenden Hinweis: "
Ihre Grund-/Kaltmiete ist hÃ¶her als der Betrag, der aufgrund ihrer persÃ¶nlichen
und Ã¶rtlichen VerhÃ¤ltnisse angemessen ist. Die Miete ist nur so lange in voller
HÃ¶he als Bedarf zu berÃ¼cksichtigen, als es ihnen nicht mÃ¶glich oder nicht
zuzumuten ist, deren HÃ¶he durch einen Wohnungswechsel durch Vermietung bzw.
Untervermietung oder auf andere Weise zu senken. HierfÃ¼r wird Ihnen eine Frist
von lÃ¤ngstens 6 Monaten eingerÃ¤umt. SpÃ¤testens nach Ablauf dieser Frist kann
nur noch die angemessene Miete von monatlich 239,85 EUR berÃ¼cksichtigt
werden. Ihre Betriebs- und Nebenkosten, jedoch ohne Heizungskosten sind hÃ¶her,
als der Betrag, der aufgrund ihrer WohnungsgrÃ¶Ã�e angemessen ist. FÃ¼r
lÃ¤ngstens 6 Monate zahle ich Ihnen monatlich 35,06 EUR. SpÃ¤testens nach Ablauf
dieser Frist kÃ¶nnen nur noch die angemessenen Betriebs-/Nebenkosten gezahlt
werden. Ihre Heizungskosten sind hÃ¶her, als der Betrag, der aufgrund Ihrer
WohnungsgrÃ¶Ã�e angemessen ist. FÃ¼r lÃ¤ngstens 6 Monate zahle ich Ihnen
monatlich 69,29 EUR. SpÃ¤testens nach Ablauf der Frist kÃ¶nnen nur noch die
angemessenen Heizungskosten in HÃ¶he von 43,65 EUR gezahlt werden."
Rechtsbehelfe gegen diesen Bescheid wurden nicht eingelegt.

Mit Bescheid vom 31.03.2005 bewilligte die Antragsgegnerin dem Antragsteller
Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhaltes fÃ¼r die Zeit vom 01.04.2005 bis
30.09.2005 und zwar in HÃ¶he von 883,17 EUR vom 01.04.2005 bis 30.06.2005 und
in HÃ¶he von 647,38 EUR vom 01.07.2005 bis 30.09.2005. Hierbei wurden fÃ¼r die
Zeit vom 01.04.2005 bis 30.06.2005 Kosten fÃ¼r Unterkunft und Heizung in HÃ¶he
von 538,17 EUR und fÃ¼r die Zeit vom 01.07.2005 bis 30.09.2005 Kosten fÃ¼r
Unterkunft und Heizung in HÃ¶he von 302,38 EUR monatlich berÃ¼cksichtigt.

Hiergegen erhob der Antragsteller, vertreten durch seinen BevollmÃ¤chtigten, am
27.04.2005 Widerspruch und machte geltend, er habe eigentlich Anspruch auf eine
Versicherungsleistung, nachdem er jahrelang BeitrÃ¤ge zur
Arbeitslosenversicherung eingezahlt habe. FÃ¼r die inzwischen eingetretene â��
altersbedingte â�� Arbeitslosigkeit sei er nicht verantwortlich. Nachdem seine
Ehefrau ihn verlassen habe und aus der ehelichen Wohnung ausgezogen sei, sei er
allein fÃ¼r die Erhaltung des Wohnraums verantwortlich. UnterstÃ¼tzung erhalte er
hierfÃ¼r von der Ehefrau nicht, auch erhalte er keine Unterhaltsleistungen. Bis zu
einem Abschluss des Rechtsstreits bezÃ¼glich der Unterhaltsleistungen sei er
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unbedingt auf UnterstÃ¼tzung des Arbeitsamtes angewiesen.

Mit Widerspruchsbescheid vom 21.07.2005 wies die Antragsgegnerin den
Widerspruch zurÃ¼ck. Zur BegrÃ¼ndung fÃ¼hrte sie aus, nach Â§ 22 Abs. 1 Satz 1
SGB II wÃ¼rden Leistungen fÃ¼r Unterkunft und Heizung in HÃ¶he der
tatsÃ¤chlichen Aufwendungen erbracht, soweit diese angemessen sind.
Ã�berstiegen die Kosten der Unterkunft den angemessenen Umfang, so seien diese
in tatsÃ¤chlicher HÃ¶he in der Regel lÃ¤ngstens fÃ¼r 6 Monate als Bedarf zu
berÃ¼cksichtigen. Die Netto-Kaltmiete betrage laut Mietvertrag 449,94 EUR
(880,00 DM). Die Wohnung habe eine GrÃ¶Ã�e von 76 m2. FÃ¼r eine Person sei in
H. bei einer maximalen WohnungsgrÃ¶Ã�e von 45 m2 eine Netto-Kaltmiete in
HÃ¶he von 239,85 EUR angemessen. Da eine Garage nicht zum notwendigen
Lebensunterhalt gehÃ¶re, jedoch in der Netto-Kaltmiete des Antragstellers auch
Kosten fÃ¼r eine Garage in HÃ¶he von 20,45 EUR enthalten seien, mÃ¼sse diese
von der Netto-Kaltmiete in Abzug gebracht werden, so dass eine Netto-Kaltmiete in
HÃ¶he von 429,49 EUR verbleibe. Sowohl die GrÃ¶Ã�e der Wohnung als auch die
Netto-Kaltmiete seien nach Â§ 21 Abs. 1 SGB II vÃ¶llig unangemessen. Die Netto-
Kaltmiete liege weit Ã¼ber dem in Heilbronn vom Gemeinderat festgelegten
HÃ¶chstbetrag, weshalb diese lediglich fÃ¼r 6 Monate in tatsÃ¤chlicher HÃ¶he als
Bedarf und ab 01.07.2005 nur noch in angemessener HÃ¶he berÃ¼cksichtigt
werden kÃ¶nne. Der Antragsteller sei hierauf auch mit Bescheid vom 07.12.2004
hingewiesen worden. Die sechsmonatige Frist nach Â§ 22 Abs. 1 SGB II sei somit
eingerÃ¤umt worden. Ein Nachweis, dass der Antragsteller sich darum bemÃ¼ht
habe, eine gÃ¼nstigere Wohnung zu finden, liege nicht vor. Vielmehr wolle der
Antragsteller nach eigener Aussage aus der jetzigen Wohnung gar nicht ausziehen
und sich deshalb auch nicht um eine angemessene Unterkunft bemÃ¼hen.
BezÃ¼glich des Unterhaltsanspruches gegen die Ehefrau sei nicht absehbar, wann
das Unterhaltsverfahren abgeschlossen sein werde und ob und ggf. in welcher
HÃ¶he der Antragsteller tatsÃ¤chlich Unterhalt erhalten werde. Deshalb kÃ¶nnten
die Kosten der Unterkunft nicht weiter in tatsÃ¤chlicher HÃ¶he als Bedarf anerkannt
werden.

Der Antragsteller hat, vertreten durch seinen BevollmÃ¤chtigten, am 29.07.2005
Klage beim Sozialgericht H. (SG) erhoben und am 04.08.2005 einen Antrag auf
Erlass einer einstweiligen Anordnung beim SG eingereicht mit dem Ziel, ihm
vorlÃ¤ufig Leistungen nach dem SGB II in HÃ¶he von monatlich 883,17 EUR ab
01.07.2005 zu bewilligen.

Zur BegrÃ¼ndung hat er geltend gemacht, er sei auÃ�erstande, die Miete fÃ¼r die
von ihm bewohnte Drei -Zimmer-Wohnung zu bezahlen. Er habe im Monat August
bislang nur einen Teilbetrag von 100,00 EUR an die Vermieterin Ã¼berweisen
kÃ¶nnen, obwohl nach dem Mietvertrag monatlich 541,97 EUR zu bezahlen seien.
Er sei dadurch in wirtschaftliche Not geraten, insbesondere mÃ¼sse er
befÃ¼rchten, durch KÃ¼ndigung der Vermieterin das Dach Ã¼ber dem Kopf zu
verlieren. Er verfÃ¼ge Ã¼ber keinerlei weitere finanzielle Mittel. AuÃ�erdem
wÃ¼rden die ihm zur VerfÃ¼gung stehenden Mittel deutlich unter dem
Existenzminimum, wie es im SGB II definiert werde, liegen. SÃ¤mtliche
BemÃ¼hungen, zu dem ihm von der Antragsgegnerin zur VerfÃ¼gung gestellten
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Zuschuss fÃ¼r Wohnung und Heizung einen Vermieter zu finden, seien erfolglos
gewesen. Selbst die Stadtsiedlung Heilbronn sei â�� abgesehen von der langen
Warteliste â�� nicht in der Lage, ihm angemessenen Wohnraum anzubieten, so
lange nur 302,38 EUR aufgebracht werden kÃ¶nnten.

Auf Aufforderung des SG, die Angaben zur Suche einer angemessenen Wohnung
nÃ¤her zu substantiieren, hat der Antragsteller eine ErklÃ¤rung eingereicht, in der
er angibt, er wisse, dass er Recht auf Trennungsunterhalt bekommen werde, jedoch
nicht, wie lange dies noch dauern kÃ¶nne. Ein beantragtes Darlehen beim
Sozialamt sei abgelehnt worden.

Die Antragsgegnerin hat geltend gemacht, zur Beurteilung der Angemessenheit der
Unterkunftskosten im Leistungsrecht des SGB II seien die sozialhilferechtlichen
GrundsÃ¤tze heranzuziehen. Als angemessen anzusehen seien danach in der Regel
die Unterkunftskosten, die nach Abzug von Aufwendungen fÃ¼r Heizung,
Warmwasserversorgung und anderer Mietnebenkosten die in den
DurchfÃ¼hrungsverordnungen der LÃ¤nder zum Wohnungsbindungsgesetz nach
FamiliengrÃ¶Ã�en gestaffelten WohnraumflÃ¤chen multipliziert mit den jeweils
Ã¶rtlichen Mietpreisen im unteren Bereich nicht Ã¼bersteigen. FÃ¼r den Stadtkreis
Heilbronn sei auf Grundlage des Mietspiegels vom 01.09.1998 fÃ¼r allein stehende
Personen eine maximale WohnflÃ¤che von 45 m2 mit angemessenen
Unterkunftskosten inklusive kalter Nebenkosten in HÃ¶he von 301,00 EUR als
angemessen festgelegt worden. Diese Werte beruhten auf Mittelwerten der im
Mietspiegel genannten Preisspannen. FÃ¼r die Angemessenheitsbetrachtung sei
auf den unteren Bereich der marktÃ¼blichen Wohnungsmieten abzustellen.
Weiterhin werde die Angemessenheit bestimmt durch den "Wohnstandard", der
HilfebedÃ¼rftigen zuzubilligen sei. Hier seien UnterkÃ¼nfte einzustellen, die nach
Lage, Wohnbausubstanz und Erhaltungszustand, Zuschnitt der RÃ¤ume und
Ausstattung fÃ¼r ein "einfaches und bescheidenes Leben" erforderlich, aber auch
hinreichend seien und die einem bescheidenen Ausstattungsstandard entsprechen.
Ã�bersteige die Netto-Kaltmiete die Mietobergrenzen, kÃ¶nnten je nach der
Besonderheit des Einzelfalls die Mietobergrenzen um bis zu 10 % Ã¼berschritten
werden. Die tatsÃ¤chlichen Aufwendungen des Antragstellers fÃ¼r die 76 m2
groÃ�e Drei-Zimmer-Wohnung in HÃ¶he von 449,94 EUR seien derart
unangemessen, dass sie selbst die angemessenen BetrÃ¤ge fÃ¼r einen Drei-
Personen-Haushalt Ã¼berschritten. Dem Antragsteller seien die unangemessenen
Aufwendungen fÃ¼r sechs Monate bewilligt worden mit dem Hinweis, dass danach
nur noch die angemessenen BetrÃ¤ge Ã¼bernommen werden kÃ¶nnten. Ihm seien
VorschlÃ¤ge zur Kostensenkung unterbreitet worden mit der Aufforderung, sich
nach einem gÃ¼nstigeren Wohnraum umzusehen. Bei der Tatsache, dass der
Antragsteller 61 Jahre alt sei, handele es sich nicht um eine vom Durchschnitt
abweichende besondere Belastungssituation. Auch sei sein Leistungsbezug
voraussichtlich nicht nur von kurzer Dauer, da nicht absehbar sei, wann das
Unterhaltsverfahren abgeschlossen und wie hoch der Unterhalt tatsÃ¤chlich sein
werde. AuÃ�erdem beziehe der Antragsteller seit Jahren Leistungen der
Arbeitsagentur, eine diesbezÃ¼gliche Ã�nderung sei nicht ersichtlich. Einem
Leistungsberechtigten sei es nach der hÃ¶chstrichterlichen Rechtsprechung
zuzumuten, kontinuierlich und konsequent allen Angeboten nachzugehen und das
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Ergebnis der BemÃ¼hungen unter Benennung von Art, Ort, Zeit und beteiligten
Personen nachvollziehbar zu belegen. Die pauschalen Aussagen des
AntragstellerbevollmÃ¤chtigten reichten daher nicht aus. Der Antragsteller habe
keinerlei EigenbemÃ¼hungen um eine gÃ¼nstigere Unterkunft dargelegt oder
nachgewiesen. Nachdem der Antragsteller es kategorisch abgelehnt habe, sich nach
einer anderen Wohnung umzusehen, verwundere die Aussage des
ProzessbevollmÃ¤chtigten, dass angemessener Wohnraum nicht zu erlangen sei.
Nach Aktenlage habe der Antragsteller dies vielmehr Ã¼berhaupt nicht versucht.
AuÃ�erdem sei durchaus Wohnraum zu den von der Antragsgegnerin als
angemessen angesehenen Kosten vorhanden. DiesbezÃ¼glich hat die
Antragsgegnerin beispielhaft Wohnungsangebote aus der H. Stimme vom
17.09.2005, 24.09.2005 und aus "www.immobilienscout 24.de" aufgefÃ¼hrt.

Das Gericht hat zum Vortrag des Antragstellers die Stadtsiedlung H. schriftlich
angehÃ¶rt. Diese hat mit Schreiben vom 21.09.2005 mitgeteilt, sie habe derzeit
einen Wohnungsbestand von 3722 Wohneinheiten. Hiervon seien ca. 725
Wohnungen mit einer WohnflÃ¤che bis 47,77 m2, die mitunter zu einer Kaltmiete
von ca. 239,85 EUR vermietet seien. Sie hÃ¤tten derzeit ca. 2000 Interessenten, die
sie als Wohnungssuchende vorgemerkt habe. Die durchschnittliche Wartezeit werde
nicht ausgewertet, so dass sie hierzu keine Angaben machen kÃ¶nne. Der
Antragsteller habe sich heute als Wohnungssuchender vormerken lassen.

Mit Beschluss vom 05.10.2005, dem Antragsteller zugestellt am 07.10.2005, hat das
SG den Antrag auf Erlass einer einstweiligen Anordnung abgelehnt.

Am 19.10.2005 hat der Antragsteller Beschwerde eingelegt. Zur BegrÃ¼ndung hat
er u.a. vorgetragen, seit Monaten kÃ¶nne er seine Miete nicht mehr bezahlen. Er sei
mit seiner Vermieterin lediglich Ã¼bereingekommen, bei einer fÃ¼r ihn positiven
Entscheidung des Senats die BetrÃ¤ge unverzÃ¼glich an die Vermieterin
weiterzuleiten. Auch die von der Stadtsiedlung H. angebotenen Wohnungen lÃ¤gen
sÃ¤mtlich Ã¼ber einem Quadratmeterpreis von 5,33 EUR. Es gebe auf dem H.
Wohnungsmarkt keine Wohnungen, die unter diesem Preis zu erhalten sind. Die
Antragsgegnerin werde entsprechende Nachweise nicht erbringen kÃ¶nnen.

Mit Bescheid vom 10.10.2005 hat die Agentur fÃ¼r Arbeit H. dem Antragsteller
Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts nach dem SGB II in HÃ¶he von
monatlich 345,- EUR fÃ¼r die Zeit vom 01.10.2005 bis 31.03.2006 bewilligt.

Nachdem der Antragsteller mit Schriftsatz seines ProzessbevollmÃ¤chtigten vom
13.12.2005 vorgetragen hatte, dass ihm wegen Zahlungsverzuges die Stromzufuhr
fÃ¼r seine Wohnung abgeschaltet worden sei und er deshalb seine
KÃ¼chengerÃ¤te, sein RundfunkgerÃ¤t, sein FernsehgerÃ¤t und sein Telefon nicht
mehr benutzen kÃ¶nne, hat der Senatsvorsitzende mit Beschluss vom 13.12.2005,
geÃ¤ndert durch Beschluss vom 23.12.2005, die Antragsgegnerin in Form einer
Zwischenentscheidung verpflichtet, dem Antragsteller vorlÃ¤ufig zusÃ¤tzlich zu den
von der Agentur fÃ¼r Arbeit gewÃ¤hrten Leistungen und den fÃ¼r Dezember 2005
bereits gewÃ¤hrten Kosten der Unterkunft in HÃ¶he von 322,88 EUR einen weiteren
Betrag von einmalig 270,00 EUR fÃ¼r den Monat Dezember 2005 zur Begleichung
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der Wohnkosten zu gewÃ¤hren.

Auf Anforderung des Senats hat der Antragsteller am 12.01.2006 das am
29.12.2005 verkÃ¼ndete Urteil des Amtsgerichts H. â�� Familiengericht â�� in
Kopie vorgelegt. Danach ist die Ehefrau des Antragsteller verurteilt worden, an
diesen ab 01.10.2004 monatlich im Voraus einen monatlichen Trennungsunterhalt
in HÃ¶he von 35,00 EUR zu bezahlen. Die weitergehende Klage des Antragstellers
ist abgewiesen worden. Das Urteil ist ohne Sicherheitsleistung fÃ¼r vorlÃ¤ufig
vollstreckbar erklÃ¤rt worden. In dem Urteil ist zu Lasten des Antragstellers
berÃ¼cksichtigt worden, dass er eigene EinkÃ¼nfte aus der Reparatur von
Waschmaschinen und aus dem eBay-Handel habe. Mit Schriftsatz vom 18.01.2006,
beim Senat eingegangen am 19.01.2006, hat der Antragsteller ferner eine
Bescheinigung seiner Vermieterin vom 10.01.2006 vorgelegt, aus der sich ergibt,
dass fÃ¼r die Monate Juli 2005 bis Januar 2006 MietrÃ¼ckstÃ¤nde in HÃ¶he von
insgesamt 4.283,99 EUR aufgelaufen sind. Die Vermieterin fÃ¼hrt in diesem
Schreiben ferner aus, wenn der Antragsteller die RÃ¼ckstÃ¤nde nicht umgehend
bezahle, sehe sie sich leider gezwungen, das MietverhÃ¤ltnis fristlos zu kÃ¼ndigen.
Ferner hat der Antragsteller die "Sperrbescheinigung 5626" der H. Versorgungs
GmbH vom 07.11.2005 vorgelegt. Danach hat die Versorgungsgesellschaft die
Anlage aufgrund offener Forderungen gesperrt.

Der Antragsteller beantragt,

den Beschluss des Sozialgerichts H. vom 05. Oktober 2005 aufzuheben und die
Antragsgegnerin im Wege der einstweiligen Anordnung vorlÃ¤ufig zu verpflichten,
dem Antragsteller ab Antragstellung Kosten fÃ¼r Unterkunft und Heizung in HÃ¶he
von insgesamt 538,17 EUR monatlich zu gewÃ¤hren.

Die Antragsgegnerin beantragt,

die Beschwerde des Antragsteller zurÃ¼ckzuweisen.

Die Antragsgegnerin hÃ¤lt die Entscheidung des SG fÃ¼r zutreffend.

Hinsichtlich der weiteren Einzelheiten des Sachverhalts und des Vorbringens der
Beteiligten wird auf die die Senatsakten sowie die Akten des SG S 8 AS 2417/05 ER
und S 8 AS 2354/05 und die Verwaltungsakten der Antragsgegnerin verwiesen.

II.

Die gemÃ¤Ã� den Â§Â§ 172 Abs. 1, 173 Sozialgerichtsgesetz (SGG) form- und
fristgerecht eingelegte Beschwerde des Antragstellers ist zulÃ¤ssig und teilweise
begrÃ¼ndet. Der Antragsteller hat nach Auffassung des Senats fÃ¼r die Zeit vom
01.07.2005 bis 30.04.2006 Anspruch auf Ã�bernahme der Kosten fÃ¼r Unterkunft
und Heizung in HÃ¶he von vorlÃ¤ufig 401,18 EUR. Das SG hat den Antrag auf Erlass
einer einstweiligen Anordnung insoweit zu Unrecht abgelehnt.

GemÃ¤Ã� Â§ 86b Abs. 2 Satz 1 SGG kann das Gericht der Hauptsache auf Antrag
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eine einstweilige Anordnung in Bezug auf den Streitgegenstand treffen, wenn die
Gefahr besteht, dass durch eine VerÃ¤nderung des bestehenden Zustands die
Verwirklichung eines Rechts des Antragstellers vereitelt oder wesentlich erschwert
werden kÃ¶nnte (Sicherungsanordnung). Einstweilige Anordnungen sind nach Â§
86b Abs. 2 Satz 2 SGG auch zur Regelung eines vorlÃ¤ufigen Zustands in Bezug auf
ein streitiges RechtsverhÃ¤ltnis zulÃ¤ssig, wenn eine solche Regelung zur
Abwendung wesentlicher Nachteile nÃ¶tig erscheint (Regelungsanordnung).
Vorliegend kommt, da die Voraussetzungen des Â§ 86b Abs. 1 SGG ersichtlich nicht
gegeben sind und es auch nicht um die Sicherung eines bereits bestehenden
Rechtszustands geht, nur eine Regelungsanordnung nach Â§ 86b Abs. 2 Satz 2 SGG
in Betracht.

Der Erlass einer einstweiligen Anordnung verlangt grundsÃ¤tzlich die PrÃ¼fung der
Erfolgsaussichten in der Hauptsache sowie die Erforderlichkeit einer vorlÃ¤ufigen
gerichtlichen Entscheidung. Die Erfolgsaussicht des Hauptsacherechtsbehelfs
(Anordnungsanspruch) und die EilbedÃ¼rftigkeit der erstrebten einstweiligen
Regelung (Anordnungsgrund) sind glaubhaft zu machen (Â§ 86b Abs. 2 Satz 4 SGG
i.V.m. Â§ 920 Abs. 2 der Zivilprozessordnung). Besondere Anforderungen an die
Ausgestaltung des Eilverfahrens ergeben sich aus Art 19 Abs. 4 Grundgesetz (GG),
wenn ohne die GewÃ¤hrung vorlÃ¤ufigen Rechtsschutzes schwere und
unzumutbare, anders nicht abwendbare BeeintrÃ¤chtigungen entstehen kÃ¶nnen,
die durch das Hauptsacheverfahren nicht mehr zu beseitigen wÃ¤ren. Eine solche
Fallgestaltung ist anzunehmen, wenn es â�� wie hier â�� im Verfahren des
einstweiligen Rechtsschutzes um die Sicherung des verfassungsrechtlich
garantierten Existenzminimums wÃ¤hrend eines gerichtlichen
Hauptsacheverfahrens geht. Ist wÃ¤hrend des Hauptsacheverfahrens das
Existenzminimum nicht gedeckt, kann diese BeeintrÃ¤chtigung nachtrÃ¤glich nicht
mehr ausgeglichen werden, selbst wenn die im Rechtsbehelfsverfahren erstrittenen
Leistungen rÃ¼ckwirkend gewÃ¤hrt werden (BVerfG 12.05.2005 NVwZ 2005, 927,
928).

Die Gerichte mÃ¼ssen in solchen FÃ¤llen, wenn sie sich an den Erfolgsaussichten
der Hauptsache orientieren wollen, die Sach- und Rechtslage nicht nur summarisch,
sondern abschlieÃ�end prÃ¼fen (vgl. BVerfG NJW 2003, 1236, 1237; BVerfG NVwZ
2004, 95, 96). Dies gilt insbesondere, wenn das einstweilige Rechtsschutzverfahren
vollstÃ¤ndig die Bedeutung des Hauptsacheverfahrens Ã¼bernimmt und eine
endgÃ¼ltige Verhinderung der Grundrechtsverwirklichung eines Beteiligten droht.
EntschlieÃ�en sich die Gerichte zu einer Entscheidung auf dieser Grundlage, so
dÃ¼rfen sie die Anforderungen an die Glaubhaftmachung durch den Antragsteller
eines Eilverfahrens nicht Ã¼berspannen. Die Anforderungen haben sich vielmehr
am Rechtsschutzziel zu orientieren, das der Antragsteller mit seinen Begehren
verfolgt (BVerfG NVwZ 2004, 95, 96). Dies gilt insbesondere, wenn der
Amtsermittlungsgrundsatz gilt. AuÃ�erdem mÃ¼ssen die Gerichte Fragen des
Grundrechtsschutzes einbeziehen (BVerfG 12.05.2005 NVwZ 2005, 927, 928).

Ist dem Gericht dagegen eine vollstÃ¤ndige AufklÃ¤rung der Sach- und Rechtslage
im Eilverfahren nicht mÃ¶glich, so ist anhand einer FolgenabwÃ¤gung zu
entscheiden. Auch in diesem Fall sind die grundrechtlichen Belange des
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Antragstellers umfassend in die AbwÃ¤gung einzustellen. Die Gerichte mÃ¼ssen
sich schÃ¼tzend und fÃ¶rdernd vor die Grundrechte des Einzelnen stellen (vgl.
BVerfG NJW 2003, 1236, 1237). Dies gilt ganz besonders, wenn es um die Wahrung
der WÃ¼rde des Menschen geht. Eine Verletzung dieser grundgesetzlichen
GewÃ¤hrleistung, auch wenn sie nur mÃ¶glich erscheint oder nur zeitweilig
andauert, haben die Gerichte zu verhindern. Diese besonderen Anforderungen an
Eilverfahren schlieÃ�en andererseits nicht aus, dass die Gerichte den Grundsatz der
unzulÃ¤ssigen Vorwegnahme der Hauptsache vermeiden, indem sie zum Beispiel
Leistungen nur mit einem Abschlag zusprechen (vgl. BVerfG 12.05.2005 NVwZ
2005, 927, 928; SG DÃ¼sseldorf, NJW 2005, 845, 847).

Ein Anordnungsanspruch des Antragstellers ist nach Ansicht des Senats teilweise
gegeben. Seine Klage beim SG hat in der Hauptsache insoweit Aussicht auf Erfolg,
als ihm voraussichtlich die Kosten fÃ¼r Unterkunft und Heizung fÃ¼r die von ihm
derzeit bewohnte Wohnung fÃ¼r die Zeit vom 01.07.2005 bis zum 30.04.2006 in
HÃ¶he von monatlich 401,18 EUR zu gewÃ¤hren sind.

ErwerbsfÃ¤hige HilfebedÃ¼rftige erhalten als Arbeitslosengeld II u.a. Leistungen zur
Sicherung des Lebensunterhalts einschlieÃ�lich der angemessenen Kosten fÃ¼r
Unterkunft und Heizung (Â§ 19 Satz 1 Nr. 1 SGB II). Leistungen fÃ¼r Unterkunft und
Heizung werden in HÃ¶he der tatsÃ¤chlichen Aufwendungen erbracht, soweit diese
angemessen sind (Â§ 22 Abs. 1 Satz 1 SGB II). Soweit die Aufwendungen fÃ¼r
Unterkunft den der Besonderheit des Einzelfalles angemessenen Umfang
Ã¼bersteigen, sind sie als Bedarf des allein stehenden HilfebedÃ¼rftigen oder der
Bedarfsgemeinschaft so lange zu berÃ¼cksichtigen, wie es dem allein stehenden
HilfebedÃ¼rftigen oder der Bedarfsgemeinschaft nicht mÃ¶glich oder nicht
zuzumuten ist, durch einen Wohnungswechsel, durch Vermieten oder auf andere
Weise die Aufwendungen zu senken, in der Regel jedoch lÃ¤ngstens fÃ¼r sechs
Monate (Â§ 22 Abs. 1 Satz 2 SGB II). Die Leistungen fÃ¼r Unterkunft und Heizung
werden, wenn wie hier eine Arbeitsgemeinschaft nach Â§ 44b SGB II nicht besteht,
von den Kreisen und den kreisfreien StÃ¤dten (kommunale TrÃ¤ger) erbracht (Â§ 6
Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 SGB II). Das zu berÃ¼cksichtigende Einkommen und VermÃ¶gen
vermindert zunÃ¤chst die Geldleistungen der Agentur fÃ¼r Arbeit; nur soweit
Einkommen und VermÃ¶gen darÃ¼ber hinaus zu berÃ¼cksichtigen ist, mindert es
die Geldleistungen der kommunalen TrÃ¤ger (Â§ 19 Satz 2 SGB II).

Was unter angemessenen Aufwendungen fÃ¼r eine Wohnung zu verstehen ist, wird
im Gesetz nicht nÃ¤her geregelt. Der Senat ist der Ansicht, dass zur Bestimmung
der Angemessenheit von Mietaufwendungen fÃ¼r eine Wohnung nach Â§ 22 SGB II
bzw Â§ 29 SGB XII die vom Bundesverwaltungsgericht zum Bundessozialhilferecht
entwickelten GrundsÃ¤tze heranzuziehen sind. Danach sind bei der Beurteilung der
Angemessenheit der Mietaufwendungen fÃ¼r eine Unterkunft die Ã¶rtlichen
VerhÃ¤ltnisse zunÃ¤chst insoweit maÃ�geblich, als auf die im unteren Bereich der
fÃ¼r vergleichbare Wohnungen am Wohnort des HilfebedÃ¼rftigen
marktÃ¼blichen Wohnungsmieten abzustellen und auf dieser tatsÃ¤chlichen
Grundlage die sozialhilferechtlich maÃ�gebliche Mietpreisspanne zu ermitteln ist
(BVerwGE 97, 110, 112; 101, 194, 197 f). Erscheinen dem kommunalen TrÃ¤ger die
Unterkunftskosten im Einzelfall als zu hoch, darf er die AngemessenheitsprÃ¼fung
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nicht darauf beschrÃ¤nken, ausgehend vom Bedarf des HilfebedÃ¼rftigen mit Blick
auf die Ã¶rtlichen VerhÃ¤ltnisse zu bestimmen, welcher Kostenaufwand fÃ¼r die
Unterkunft an sich (abstrakt) angemessen wÃ¤re. Da der HilfebedÃ¼rftige einen
Anspruch auf Deckung seines Unterkunftsbedarfs hat, muss sich die
AngemessenheitsprÃ¼fung in einem solchen Fall auch auf die Frage erstrecken, ob
dem HilfeempfÃ¤nger im Bedarfszeitraum eine andere bedarfsgerechte,
kostengÃ¼nstigere Wohnung konkret verfÃ¼gbar und zugÃ¤nglich ist. Besteht eine
derartige Unterkunftsalternative nicht, ist also die vom HilfebedÃ¼rftigen bewohnte
Unterkunft die in dem maÃ�geblichen rÃ¤umlichen Umkreis und Bedarfszeitraum
einzig verfÃ¼gbare, sind die Aufwendungen fÃ¼r diese Wohnung angemessen und
deshalb gemÃ¤Ã� Â§ 22 Abs. 1 Satz 1 SGB II vom LeistungstrÃ¤ger (zunÃ¤chst) zu
Ã¼bernehmen (BVerwG Urteil vom 28.04.2005 NVwZ 2005, 1197 RdNr. 11). In
welcher genauen HÃ¶he Aufwendungen fÃ¼r eine Unterkunft nach den
UmstÃ¤nden des Einzelfalles, insbesondere der Mietpreissituation auf dem fÃ¼r die
AngemessenheitsprÃ¼fung maÃ�geblichen regionalen Wohnungsmarkt,
angemessen sind, bemisst sich anhand einer einzelfallbezogenen Bewertung der
fÃ¼r den jeweiligen Ã¶rtlichen Wohnungsmarkt zur VerfÃ¼gung stehenden
Informationen (BVerwG Urteil vom 31.08.2004 NJW 2005, 310 RdNr. 16).

Die angemessene HÃ¶he der Unterkunftskosten ist idR das Produkt aus der fÃ¼r
den LeistungsempfÃ¤nger abstrakt angemessenen WohnungsgrÃ¶Ã�e und dem
nach den Ã¶rtlichen VerhÃ¤ltnissen angemessenen Mietzins pro Quadratmeter (vgl
LSG fÃ¼r das Land Nordrhein-Westfalen Beschluss vom 24.08.2005- â�� L 19 B
28/05 AS ER). Dabei ist in Baden-WÃ¼rttemberg in Anlehnung an das
Wohnungsbindungsrecht fÃ¼r Alleinstehende eine WohnflÃ¤che von 45 m2 als
angemessen anzusehen (Verwaltungsvorschrift des Wirtschaftsministeriums zur
Sicherung von Bindungen in der sozialen WohnraumfÃ¶rderung â�� VwV-SozWo
vom 12.02.2002 (GABl S. 240) idF der VwV vom 22.01.2004 (GABl S. 248)). Hiervon
ist zutreffend auch die Antragsgegnerin ausgegangen. Der angemessene
Kaltmietzins betrÃ¤gt nach Ansicht des Senats allerdings nicht wie von der
Antragsgegnerin angenommen 5,33 EUR/m2 , sondern 6,87 EUR/m2. Dabei handelt
es sich um den Wert der unteren Spanne fÃ¼r Wohnungen ab Baujahr 1983 im
Mietspiegel der Stadt H. (http://www.stadt-h.de/bau wohn/mietspiegel/
files/Mietspiegel2003.pdf) mit Stand vom 01.06.2003. Dies ergibt fÃ¼r die 45m2
einen Betrag von 309, 15 EUR, der vorlÃ¤ufig von der Antragsgegnerin zu zahlen
ist. Die endgÃ¼ltige HÃ¶he des dem Antragsteller zustehenden Betrages fÃ¼r
Mietaufwendungen ist im Hauptsacheverfahren anhand einer einzelfallbezogenen
Bewertung der fÃ¼r den jeweiligen Ã¶rtlichen Wohnungsmarkt zur VerfÃ¼gung
stehenden Informationen (z.B. aktueller Mietspiegel) zu klÃ¤ren. Der von der
Antragsgegnerin fÃ¼r angemessen erachtete Betrag ist niedriger als der niedrigste
Wert nach dem Mietspiegel 2003 fÃ¼r Wohnungen unter 50 m2 , so dass
anzunehmen ist, dass derart gÃ¼nstige Wohnungen auf dem Wohnungsmarkt
tatsÃ¤chlich nicht in nennenswertem Umfang zur VerfÃ¼gung stehen. FÃ¼r die
HÃ¶he der Nebenkosten wird (wiederum vorlÃ¤ufig) ein Betrag von insgesamt
92,03 EUR angesetzt. Dieser Betrag setzt sich zusammen aus Heizkosten in HÃ¶he
von 52,65 EUR (vgl. Bl. 38 der Verwaltungsakten) und sonstigen Nebenkosten in
HÃ¶he von 39,38 EUR. Diese BetrÃ¤ge wurden von der Antragsgegnerin als fÃ¼r
eine Person angemessen erachtet und werden vom Senat als plausibel
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Ã¼bernommen. Auch insoweit bleibt die endgÃ¼ltige Festlegung dem
Hauptsacheverfahren vorbehalten. Insoweit sind die vom Senat fÃ¼r angemessen
erachteten Kosten der Unterkunft und Heizung als Abschlagszahlung zu werten.

Die Frage, ob dem HilfeempfÃ¤nger im Bedarfszeitraum eine andere
bedarfsgerechte, kostengÃ¼nstigere Wohnung konkret verfÃ¼gbar und
zugÃ¤nglich ist bzw. welche Anforderungen erfÃ¼llt sein mÃ¼ssen, um von einer
konkreten Unterkunftsalternative ausgehen zu kÃ¶nnen, braucht im vorliegenden
Fall nicht entschieden zu werden. Der Senat geht davon aus, dass die
Antragsgegnerin zumindest in den FÃ¤llen kein konkretes Wohnungsangebot
nachweisen muss, in denen der HilfebedÃ¼rftige ersichtlich nichts unternimmt, um
eine kostengÃ¼nstigere Wohnung zu finden, sondern erkennbar darauf spekuliert,
die derzeitige unangemessen groÃ�e Wohnung mit Hilfe Ã¶ffentlicher Gelder
behalten zu kÃ¶nnen. So hat sich der Antragsteller z.B. erst am 21.09.2005 bei der
Stadtsiedlung H. in die Warteliste aufnehmen lassen, obwohl ihm bereits am
07.12.2004 dargelegt worden ist, dass seine Unterkunftskosten nicht angemessen
sind. GegenÃ¼ber der Antragsgegnerin hat er telefonisch am 22.06.2005 und
30.06.2005 die Auffassung vertreten, dass er nicht umziehen mÃ¼sse und auch aus
seinem Schreiben vom 29.09.2005 an das SG ergibt sich, dass er hofft, von seiner
getrennt lebenden Ehefrau soviel Unterhalt zu bekommen, dass er sich die jetzige
Wohnung weiterhin leisten kann. Bei dieser Sachlage macht dass Aufzeigen einer
konkreten Unterkunftsalternative durch die Antragsgegnerin keinen Sinn. Die
Ã�bernahme der tatsÃ¤chlichen Unterkunftskosten scheidet daher aus. Es kann nur
noch darum gehen, welcher Betrag der HÃ¶he nach angemessen ist.

Eine Verpflichtung der Antragsgegnerin zur vorlÃ¤ufigen LeistungsgewÃ¤hrung bis
zum rechtskrÃ¤ftigen Abschluss des Hauptsacheverfahrens besteht nicht. Nach Â§
41 Abs. 1 Satz 4 SGB II sollen die Leistungen jeweils fÃ¼r sechs Monate bewilligt
werden. Dieser zeitliche Rahmen kann auch im einstweiligen Rechtschutzverfahren
als MaÃ�stab fÃ¼r eine zeitliche Begrenzung herangezogen werden, wobei eine
lÃ¤ngere Bewilligung als sechs Monate ab dem Datum der Beschlussfassung des
Gerichts kaum in Betracht kommen dÃ¼rfte, da HilfebedÃ¼rftigkeit fÃ¼r einen
derart langen Zeitraum im einstweiligen Rechtschutzverfahren nur in
AusnahmenfÃ¤llen im Voraus wird festgestellt werden kÃ¶nnen. Dagegen kann es
im Einzelfall sachgerecht sein, die Verpflichtung zur LeistungsgewÃ¤hrung nur fÃ¼r
einen deutlich kÃ¼rzeren Zeitraum auszusprechen. Damit wird sichergestellt, dass
die Voraussetzungen fÃ¼r die Leistungsbewilligung in regelmÃ¤Ã�igeren
AbstÃ¤nden neu Ã¼berprÃ¼ft werden kÃ¶nnen. Der Senat betrachtet es im
vorliegenden Fall als angemessen, die einstweilige Anordnung bis 30.04.2006 zu
begrenzen, weil im Hauptsacheverfahren die Angemessenheit der
Unterkunftskosten noch geklÃ¤rt werden muss und auÃ�erdem nicht
auszuschlieÃ�en ist, dass sich der Antragsteller bis dahin erfolgreich um eine
andere Wohnung bemÃ¼ht hat.

Eine Verpflichtung zur Bewilligung von Leistungen vor dem Zeitpunkt der
Beantragung der einstweiligen Anordnung beim Sozialgericht (04.08.2005) kommt
zwar grundsÃ¤tzlich nicht in Frage. Dies beruht auf dem auch fÃ¼r das Recht des
SGB II geltenden Grundsatz, dass Hilfe zum Lebensunterhalt im Wege einer
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einstweiligen Anordnung nur zur Behebung einer gegenwÃ¤rtigen Notlage zu
erfolgen hat und nicht rÃ¼ckwirkend zu bewilligen ist, wenn nicht ein
Nachholbedarf plausibel und glaubhaft gemacht ist (LSG Baden-WÃ¼rttemberg
Beschluss vom 01.08.2005 â�� L 7 AS 2875/05 ER-B â�� und Beschluss des Senats
vom 28.10.2005 â�� L 8 AS 3783/05 ER-B). Der Antragsteller hat jedoch erhebliche
MietrÃ¼ckstÃ¤nde und damit einen Nachholbedarf nachgewiesen, der es erlaubt,
die Leistungen bereits ab 01.07.2005 zu gewÃ¤hren. Bis zum 30.06.2005 hat er
einschlieÃ�lich der Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts 883,17 EUR
erhalten.

Die Antragsgegnerin ist nicht berechtigt, die vom Senat festgelegten BetrÃ¤ge mit
angeblichen Ã�berzahlungen fÃ¼r die Zeit vom April bis Juni 2005 zu verrechnen,
wie sie dies im Widerspruchsbescheid vom 21.07.2005 getan hat. Solche
Ã�berzahlungen liegen nicht vor. Die Verrechnung stellt nur den Versuch dar, die
mit Bescheid vom 31.03.2005 zuerkannten BetrÃ¤ge nachtrÃ¤glich zu korrigieren.
Die Voraussetzungen fÃ¼r eine teilweise RÃ¼cknahme die Bescheides im
Widerspruchsverfahren liegen aber nicht vor, so dass auch eine Verrechnung
ausscheidet.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG. Der Senat sieht es im Hinblick auf
das teilweise Obsiegen des Antragstellers als sachgerecht an, dass die
Antragsgegnerin die HÃ¤lfte der auÃ�ergerichtlichen Kosten des Antragstellers im
Antrags- und Beschwerdeverfahren trÃ¤gt.

Dieser Beschluss ist nicht mit der Beschwerde anfechtbar (Â§ 177 SGG).

Erstellt am: 16.05.2006

Zuletzt verändert am: 21.12.2024
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